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(Nr. 14304.) Geſetz über die Angleichung der Beſoldung der unmittelbaren Staatsbeamten an die 
Beſoldung der Reichsbeamten. Vom 17. Januar 1936. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

(1) Das Reichsbeſoldungsgeſetz vom 16. Dezember 1927 (Reichsgeſetzbl. I S. 349) gilt vom 
1. April 1936 ab in der jeweiligen Faſſung entſprechend für die Bezüge der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, die bisher durch das Preußiſche Beſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. 
S. 223) geregelt ſind. Dabei treten an die Stelle der bisherigen preußiſchen Beſoldungsgruppen die 
entſprechenden Reichsbeſoldungsgruppen nach Maßgabe der Anlage und an die Stelle der nach dem 
Reichsbeſoldungsgeſetze für die Durchführung zuſtändigen Behörden des Reichs die entſprechenden 
Behörden Preußens. 

@) Die in der Beſoldungsordnung (Anlage 1 zum Preußiſchen Beſoldungsgeſetz vom 17. De⸗ 
zember 1927 — Geſetzſamml. S. 223 —) unter Abſchnitt „O. Gehälter mit Mindeſtgrundgehalts⸗ 
ſätzen“ aufgeführten Beamten und die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung bei 
Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte bei Wiſſenſchaftlichen Hoch⸗ 
ſchulen, Anſtalten und Inſtituten erhalten ihre Dienſtbezüge weiter nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes. 


9 2. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Beſoldungsordnung für die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten in der hiernach geltenden Faſſung bekanntzumachen. 


§ 3. 

0) Sind die Dienſtbezüge, die einem Beamten nach dem Preußiſchen Beſoldungsgeſetze vom 
17. Dezember 1927 am 31. März 1936 zugeſtanden haben, höher als die ihm nach dieſem Geſetze 
zuſtehenden Dienſtbezüge, ſo erhält er eine Ausgleichszulage. Dieſe beſteht in dem Unterſchieds⸗ 
betrage zwiſchen den bisherigen und den neuen Bezügen. Bei der Berechnung des Unterſchieds⸗ 
betrags bleiben außer Anſatz | 


a) Kinderbeihilfen und Kinderzulagen in geſetzlich nicht geregelten Fällen, 
bp) Miniſterialzulagen, Dienſtaufwandentſchädigungen und nichtruhegehaltfähige Gebühren⸗ 
anteile. 


(@) Soweit die Ausgleichszulage einem Beamten gewährt wird, der infolge der Einweiſung 
in die ergänzte Reichsbeſoldungsordnung eine Minderung des Wohnungsgeldzuſchuſſes und des ört⸗ 
lichen Sonderzuſchlags erfährt, beſtimmt ſich ihre Höhe nach dem jeweiligen dienſtlichen Wohnſitze. 
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(3) Die Ausgleichszulage wird gewährt, bis ſie durch Erhöhung der neuen Bezüge, insbeſondere 
durch Aufſteigen in den Dienſtaltersſtufen oder in eine andere Beſoldungsgruppe, ausgeglichen wird. 
Hierbei werden nicht angerechnet Anderungen des Wohnungsgeldzuſchuſſes und des örtlichen Sonder⸗ 
zuſchlags, die durch Verſetzung in einen anderen Ort oder durch Einweiſung des Dienſtorts in eine 
andere Ortsklaſſe eintreten. 

(4) Beim Übertritt in eine Beſoldungsgruppe mit gleichem oder höherem Endgrundgehalte 
nd für die Ermittlung des nächſthöheren Grundgehaltsſatzes (§S 7 des Reichsbeſoldungsgeſetzes) 
ausſchließlich die Grundgehaltsſätze der Reichsbeſoldungsordnung maßgebend. 

(5) Die Ausgleichszulage iſt ruhegehaltfähig, ſoweit die Dienſtbezüge, zu deren Ausgleiche fie 
dient, ruhegehaltfähig waren. 

8 4. 

(1) Soweit ein Beamter beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes für ſeine Perſon auf Grund be- 
ſonderer Vorſchrift höhere Bezüge als die feiner Planſtelle erhält, behält er dieſe Bezüge nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes auch nach der Überleitung in die Reichsbeſoldungsordnung, ſolange ſie höher 
ſind, als die ihm nach dieſer in ſeiner Planſtelle zuſtehenden Bezüge. § 3 findet entſprechende 
Anwendung. 

(2) Soweit ein Beamter auf Grund beſonderer Vorſchrift eine andere als die mit ſeiner Plan⸗ 
ſtelle verbundene Amtsbezeichnung führen darf, verbleibt es hierbei, bis er in eine Beſoldungsgruppe 
befördert wird, der dieſe Amtsbezeichnung entſpricht. 


i § 5. 
Wartegelder und ſonſtige Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1936 oder zu einem früheren 
Zeitpunkt aus dem aktiven Dienſte ausgeſchiedenen Beamten und ihrer Hinterbliebenen werden 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


§ 6. 


Der Finanzminiſter erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes e 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 


§ 7. 
Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1936 in Kraft. 


Berlin, den 17. Januar 1936. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
e ie Reichsregierung DE Zuſteumeng erteilt hat. | 


ö Berlin, den 17. Januar 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
G5 öring. 
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Anlage zum Geſetz über die Angleichung der Beſoldung der unmittelbaren Staatsbeamten an die Beſoldung 
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Bisherige Preußiſche Neue Reichsbeſoldungs⸗ 
Beſoldungsgruppe. gruppe. 


Beſoldungsordnung A. 
Aufſteigende Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen. 
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1 1. Die im Preußiſchen Beſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 — in der am 31. März 1936 
geltenden Faſſung — vorgeſehenen Übergangsregelungen für die am 30. September 1927 im 
Amte geweſenen planmäßigen Beamten bleiben nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters 

aufrecht erhalten. 


2. Beamtinnen in den mit einem Kreuz 95 bezeichneten Stellen erhalten die Grundgehaltsſätze und 
ruhegehaltfähigen Stellenzulagen um 10 vom Hundert gekürzt. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Im Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 292 vom 14. Dezember 1935 iſt eine 
von dem Miniſter des Innern erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 7. Dezember 1935 über 
die Ein⸗ und Durchfuhr von Knochenmehl pp. und Knochen veröffentlicht worden. 


Berlin, den 4. Januar 1936. 


Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


2. Im Miniſterialblatt der Preußiſchen landwirtſchaftlichen Verwaltung und Landesforſtverwaltung 
Nr. 52 vom 28. Dezember 1935 (Lwd. Min.⸗Bl. S. 584) iſt ein Beſchluß des Preußiſchen Staats- 
miniſteriums vom 10. Dezember 1935 gemäß 8 3 Abſ. 3 des Geſetzes vom 28. März 1934 veröffentlicht, 
durch den dem Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg die Zuſtändigkeit für die Führung der Ver⸗ 
zeichniſſe der Waſſerläufe zweiter Ordnung im Gebiet der Stadt Berlin übertragen iſt. Der Beſchluß 
iſt am 10. Dezember 1935 in Kraft getreten. 


Berlin, den 13. Januar 1936. 


Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. November 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von Grund— 
eigentum in den Gemeinden Wriedel, Avendorf, Broockhöfe und Schatenſen für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 49 S. 182, ausgegeben am 7. Dezember 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Dezember 1935 


durch den das dem Lande Preußen (Landesforſtverwaltung) durch den Erlaß vom 23. April 
1935 verliehene, zunächſt auf Odlandflächen beſchränkte Recht, auf dem Darß Grundſtücke für 
Aufforſtungszwecke zu enteignen, auf Geländeflächen, die nicht Odland ſind, ausgedehnt wird 


durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 4. Januar 1936; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Forſt (Lauſitz für die Erweiterung 
der Schloßdurchfahrt 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt (O.) Nr. 52 ©. 303, ausgegeben am 28. Dez. 1935; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Mansfelder Seekreis zum Erwerb von 
Parzellen der Gemarkung Zellewitz für den Bau einer Straße zwiſchen Brucke und Nelben 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 51 S. 179, ausgegeben am 21. Dezember 1935; 
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5. der Erlaß des Preußiſchen Staatstiniſterinms vom 12. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Anhalt in Deſſau zum 
Erwerb von Grundeigentum im Kreiſe Jerichow J zum Bau einer 30000 Bolt-Doppel- 
leitung zur Übertragung elektriſcher Energie zwiſchen Zerbſt und Leitzkau 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 518.218, ausgegeben am 21. Dezember 1955; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Berlin zum Erwerb des Grund⸗ 
ſtücks Stralauer Straße 54 für einen Erweiterungsbau der Gaſag und zur Durchführung 
der Geſundung des Häuſerblocks zwiſchen der Stralauer Straße und der Spree (Rolandufer) 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 105 S. 301, ausgegeben am 28. Dez. 1935; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb eines 
Grundſtücks der Gemarkung Herford für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 2 S. 4, ausgegeben am 11. Januar 1936. 
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